
besondere Rolle. Als militärische Dokumente 
enthalten sie eine umfassende und einheitliche Re­
gelung der militärischen Tätigkeit. Sie beinhalten 
Rechte und Pflichten, die für alle Angehörigen der 
NVA, der Grenztruppen der DDR und der Or­
gane des Wehrersatzdienstes oder für bestimmte 
Dienste verbindlich sind.

Die Dienstvorschriften bilden als grundsätzli­
che militärische Bestimmungen die entscheidende 
und unmittelbare Grundlage für die Befehle der 
Vorgesetzten. Sie können vom Minister für Natio­
nale Verteidigung und den Stellvertretern des 
Ministers für Nationale Verteidigung erlassen 
werden.

Die Verletzung von Dienstvorschriften be­
gründet immer die disziplinarische Verantwort­
lichkeit der betreffenden Militärpersonen. Wer­
den bestimmte Dienstvorschriften verletzt, die für 
die Einsatz- und Gefechtsbereitschaft der Organe 
der Landesverteidigung besonders große Bedeu­
tung haben, kann auch strafrechtliche Verantwort­
lichkeit gemäß §§261 bis 265 StGB eintreten. 
Wie bei anderen Verletzungen von Vorschriften, 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit begründen 
können, ist jeweils zu prüfen, ob die Verletzung 
der Dienstvorschrift als Disziplinverstoß oder als 
Militärstraftat zu beurteilen ist.

Verletzung der Dienstvorschrift 
über den Wach-, Streifen- oder Tagesdienst 
Mit § 261 StGB wird die ordnungsgemäße Durch­
führung von Diensten innerhalb der NVA, der 
Grenztruppen der DDR und der Organe des 
Wehrersatzdienstes strafrechtlich geschützt, die 
für die Einsatz- und Gefechtsbereitschaft der 
Truppe, die Sicherheit der Soldaten, Unteroffi­
ziere und Offiziere und die Durchsetzung der mili­
tärischen Disziplin und Ordnung sowohl in den 
Objekten als auch in der Öffentlichkeit von be­
sonderer Bedeutung sind. Es handelt sich hierbei 

* um den Wach- und Streifendienst (§ 261 Abs. 1 
StGB) und den Tagesdienst (§ 261 Abs. 2 StGB).

Die Wache ist eine bewaffnete Einheit, die durch 
Vergatterung (militärischer Verpflichtungsakt) aus 
dem allgemeinen Unterstellungsverhältnis herausge­
löst ist und eine Gefechtsaufgabe erfüllt. Der Ange­
hörige der Wache nimmt somit eine besondere Stel­
lung ein. Seine Person und seine Rechte genießen 
auf der Grundlage der Dienstvorschrift einen be­
sonderen Schutz. Er ist nur einem begrenzten Per­
sonenkreis unterstellt. Alle Personen haben die 
Verpflichtung, seine sich aus der Aufgabe ergeben­
den Weisungen zu befolgen.

Strafrechtliche Verantwortlichkeit nach § 261 
StGB setzt voraus, daß vor Antritt des Wachdien­
stes eine Vergatterung der Wache vorgenommen 
worden ist.
Streifen haben in der Regel Ordnungs- und Siche­
rungsaufgaben zu erfüllen. Entsprechend der 
Dienstvorschrift werden Standortstreifen, Bahn­
hofs- und Zugstreifen sowie Verkehrsstreifen un­
terschieden. Ihre besondere Verpflichtung beginnt 
mit dem Einsatz als Streife.

Eine Straftat nach § 261 Abs. 2 StGB kann nur 
begehen, wer zum Tagesdienst vergattert wurde. 
Die Straftat ist erst dann vollendet, wenn infolge 
der Verletzung der Dienstvorschrift schwere Fol­
gen fahrlässig verursacht worden sind (Erfolgsde­
likt).

Schwere Folgen im Sinne des § 261 Abs. 2 StGB 
können insbesondere darin bestehen, daß die Ge­
fechtsbereitschaft oder Kampffähigkeit der Truppe 
erheblich beeinträchtigt wird oder Menschen getö­
tet oder erheblich an der Gesundheit geschädigt 
werden, z. B. infolge der Verletzung von Kontroll- 
pflichten, die sich aus Dienstvorschriften und ande­
ren Weisungen für den jeweiligen Tagesdienst erge­
ben.

Verletzt eine Militärperson während der ge­
nannten Dienste ein anderes Gesetz, so können in 
Verbindung mit § 261 StGB auch andere Strafge­
setze tateinheitlich angewandt werden, z. B. wenn 
ein Wachposten unter Verletzung der Dienstvor­
schrift über den Wachdienst vorschriftswidrig mit 
der Schußwaffe umgeht und dabei fahrlässig den 
Tod eines Menschen verursacht (§ 261 Abs. 1 
StGB in Tateinheit mit § 114 StGB).

Verletzung der Dienstvorschriften über die Grenz­
sicherung
Grundanliegen der Strafbestimmung des § 262 
StGB ist die Gewährleistung des sicheren Schutzes 
der Staatsgrenze der DDR. Die Grenzsicherung ist 
Bestandteil der Maßnahmen der Landesverteidi­
gung der DDR. Grundlagen für die Sicherung der 
Staatsgrenze sind die Normen des Völkerrechts, 
die Verfassung der DDR sowie die entsprechen­
den Rechtsvorschriften, die in den Dienstvor­
schriften über die Grenzsicherung ihren Nieder­
schlag gefunden haben. Die unmittelbare Durch­
setzung dieser Dienstvorschriften wurde den 
Grenztruppen der DDR ^ibertragen. Strafrechtli­
che Verantwortlichkeit ist nur dann begründet, 
wenn der Täter Angehöriger der Grenztruppen der 
DDR ist. Objektiv ist der Tatbestand erfüllt, wenn 
ein Angehöriger der Grenztruppen die in den
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